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Bern | Pädophilen-Initiative bietet laut Gegnern trügerischen Schutz

«Initiative ist nicht umsetzbar»
Auch die Gegner der Pä-
dophilen-Initiative wol-
len Kinder vor sexuellen
Übergriffen schützen. Ih-
rer Ansicht nach ist die
Initiative aber überflüs-
sig, unvollständig und
unverhältnismässig.
Überflüssig darum, weil
das Parlament das Anlie-
gen bereits umgesetzt
hat, und zwar wesentlich
besser.

Die Initiative verlangt ein le-
benslanges Berufs- und Tätig-
keitsverbot mit Kindern und
Abhängigen für vorbestrafte Pä-
dosexuelle. Täter, die Kinder
körperlich verletzten, wollten
die Initianten weiterhin mit
Kindern arbeiten lassen, kriti-
sierte die Zürcher CVP-Natio-
nalrätin Barbara Schmid-Fede-
rer (ZH) am Donnerstag vor den
Bundeshausmedien. «Wenn wir
schon Gesetze ändern, dann
richtig.»

Dies hat das Parlament ge-
macht – unabhängig von der
Initiative von Marche Blanche,
über die am 18. Mai abgestimmt
wird: Anfang 2015 tritt eine Än-
derung des Strafgesetzbuches
in Kraft, die ein Berufs- und
 Tätigkeitsverbot vorsieht bei al-
len Straftaten gegen Minderjäh-
rige und schutzbedürftige Per-
sonen. Dieses kann lebensläng-
lich ausgesprochen werden.

Übergriffe in der Familie
Auch Kontakt- und Rayonverbo-
te können ausgesprochen wer-
den, um Kinder vor Wieder -
holungstätern zu schützen. Im
Unterschied zur Initiative erfas-
se die Gesetzesänderung damit
auch den privaten Bereich, sag-
te Schmid-Federer als Mitglied

eines überparteilichen Komi-
tees gegen die Initiative. Und
dort, insbesondere in der Fami-
lie, passierten die meisten sexu-
ellen Übergriffe. «Die Initiative
hat dafür nicht den Ansatz ei-
ner Lösung.»

Gewahrt bleibt auch der
verfassungsmässige Grundsatz
der Verhältnismässigkeit: Der
Richter kann bei der Verhän-
gung des Berufsverbots die
Schwere der Tat berücksichti-
gen. Anders die Initiative, die in
jedem Fall ein lebenslanges Ver-
bot fordert. Diese lasse sich gar
nicht umsetzen, sagte National-
rat Daniel Vischer (Grüne/ZH).
Die Verhältnismässigkeit sei ein
übergeordneter Verfassungs-
grundsatz, der nicht punktuell
aufgeweicht werden könne.
«Das wissen auch die Initian-
ten.» Im Gegner-Komitee, das
inzwischen 106 Parlamentarie-
rinnen und Parlamentarier um-
fasst, sind neben CVP und Grü-
nen auch SP, FDP, GLP, EVP und
CSP vertreten. Die grossen Mit-
te-Parteien jedoch sind gespal-
ten. Die Mehrheit der FDP-Frak-
tion beispielsweise hatte im
 Nationalrat für die Initiative ge-
stimmt, die Basis beschloss je-
doch die Nein-Parole.

Fachverbände sagen Nein
Vorbehaltlos auf die Seite der
Gegner geschlagen haben sich
die Stiftung Jugendschutz
Schweiz und die Arbeitsgemein-
schaft der Jugendverbände
(SAJV). Die Initiative sei «trüge-
risch und irreführend», sagte
SAJV-Vertreterin Annina Grob
vor den Bundeshausmedien.

Sie verletze nicht nur die
Verfassung, sondern führe auch
zu Umsetzungsproblemen, da
sie auch Fälle von Jugendliebe

erfasse. Zudem biete das auto-
matische Berufs- und Tätig-
keitsverbot nur einen schein-
bar vollständigen Schutz, da
bloss Wiederholungstäter er-
fasst würden und zudem nur 
5 Prozent der Taten mit einem
Schuldspruch endeten. Flavia
Frei von der Stiftung Kinder-
schutz Schweiz lieferte dazu
Zahlen: Gemäss Studien erleb-
ten mindestens jedes fünfte
Mädchen und 10 Prozent der
Jungen sexuelle Übergriffe im
Kindesalter. 2012 habe es aber
nur 270 rechtskräftige Urteile
gegeben. «Die meisten Gewalt-
taten an Kindern bleiben unge-
ahndet», sagte Frei.

Beide Verbandsvertrete-
rinnen forderten deshalb über
die Verschärfung des Straf-

rechts hinaus eine Stärkung
von Prävention und Schutz-
massnahmen. Damit es gar
nicht erst zu Übergriffen kom-
me, brauche es Sensibilisie-
rung, Bildung und Aufklärung
von Kindern, Jugendlichen und
Betreuenden, sagte Grob.
«Letztlich nützt nur Wissen
und Aufmerksamkeit.»

Einsatz für 
den Rechtsstaat
Auch für den Genfer Psycholo-
gen Philipp Jaffé ist «Prävention
der effektivste Schutz». 40 Pro-
zent der Übergriffe würden von
Minderjährigen begangen, und
die meisten von ihnen würden
niemals rückfällig. Dagegen bie-
te die Initiative keinen Schutz.
Die Parlamentskammern hat-

ten sich nicht auf eine Abstim-
mungsempfehlung einigen kön-
nen: Der Ständerat lehnte die
Initiative ab, der Nationalrat
stimmte ihr zu. Der Bundesrat
bekämpft das Volksbegehren,
insbesondere weil die Verhältnis-
mässigkeit nicht gewahrt wird.

Die Befürworter bestrei-
ten dies, da sie Pädophile für un-
heilbar und ein beschränktes
Berufsverbot darum in jedem
Fall für verhältnismässig hal-
ten. Gemäss Umfragen befür-
wortet eine grosse Mehrheit der
Bevölkerung die Initiative. Da-
von lässt sich FDP-Nationalrat
Andrea Caroni (AR) nicht ent-
mutigen: Der Einsatz für den
Rechtsstaat werde sich in kom-
menden Debatten auszahlen,
ist er überzeugt. | sda

Abstimmung. Konflikt mit der Verhältnismässigkeit. Andrea Caroni, Nationalrat FDP/AR
(rechts), und Flavia Frei, Stiftung Kinderschutz Schweiz, am Ende der Medien konferenz
des Komitees «Nein zur Pädophilie-Initiative». FOTO KEySTONE

Der Stromverbrauch in
der Schweiz hat im Jahr
2013 den zweithöchsten
je gemessenen Wert er-
reicht: Er lag bei 59,3
Milliarden Kilowattstun-
den. Die Stromproduzen-
ten haben zwar mehr
Elektrizität exportiert,
wegen der tiefen Strom-
preise aber massiv weni-
ger daran verdient.

Im Vergleich zum Jahr 2012
stieg der Stromverbrauch im
vergangenen Jahr um 0,6 Pro-
zent, wie das Bundesamt für
Energie (BFE) am Donnerstag
mitteilte. Der Rekordwert war
im Jahr 2010 mit 59,8 Milliarden
Kilowattstunden erreicht wor-
den. Das BFE führt die Zunahme

gegenüber dem Jahr 2012 unter
anderem auf die Zunahme bei
den Heizgradtagen zurück – da-
bei wird die Differenz zwischen
Aussenlufttemperatur und der
angestrebten Innenlufttempera-
tur von 20 Grad ermittelt. Eine
starke Zunahme der Heizgradta-
ge gab es etwa im kalten und nas-
sen Monat Mai.

Mehr Strom aus AKW
Im vergangenen Jahr stieg nicht
nur der Stromverbrauch, son-
dern auch die Produktion. Die
Schweizer Kraftwerke produ-
zierten im vergangenen Jahr
68,3 Milliarden Kilowattstun-
den, ein Plus von 0,4 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr. Auch
dies sei das zweithöchste je er-
zielte Ergebnis, teilte das BFE

mit. Während die Wasserkraft-
werke 2013 weniger Strom pro-
duzierten, stieg die Produktion
in den fünf Atomkraftwerken
des Landes. 

Die erneuerbaren Energien
machten 2013 gemäss BFE-Spre-
cherin Marianne Zünd rund 3
Prozent der gesamten Strompro-
duktion aus. In seinem ersten
Massnahmenpaket zur Energie-
strategie 2050 hat der Bundesrat
das Ziel festgelegt, die
 Produktion aus erneuerbaren
Energien bis zum Jahr 2020 auf
4,4 Milliarden Kilowattstunden
zu erhöhen. Bis 2050 soll die
 Produktion der erneuerbaren
Energien dann 24,2 Milliarden Ki-
lowattstunden betragen. Die
Schweizer Stromproduzenten
haben im vergangenen Jahr

nicht nur mehr produziert, son-
dern auch mehr exportiert: Der
Exportüberschuss betrug 2,4 Mil-
liarden Kilowattstunden gegen-
über 2,2 Milliarden Kilowattstun-
den im Jahr davor. Mit den Expor-
ten haben die Produzenten aber
erneut viel weniger verdient. Lag
der Erlös 2011 noch bei über ei-
ner Milliarde Franken und 2012
immerhin noch bei 771 Millio-
nen Franken, waren es 2013 nur
noch 327 Millionen Franken.

BFE-Sprecherin Marianne
Zünd führt diesen Rückgang
auf die tiefen Strompreise auf
dem europäischen Markt zu-
rück. Insbesondere mit Spitzen-
strom, der etwa von Pumpspei-
cherkraftwerken produziert
wird, lasse sich derzeit kaum
Geld verdienen. | sda

Bern | Stromproduzenten verdienen mit Exporten massiv weniger

2013 mehr Strom verbraucht
Migros und
Swatch
HERGISWIL | Migros und
Swatch erfreuen sich bei den
Schweizerinnen und Schwei-
zern des besten Rufs. Den ers-
ten Platz machen sie seit fünf
Jahren unter sich aus. Nach
2010 und 2012 steht die Mi-
gros nun erneut an der Spitze.
Allgemein stieg die Reputation
der Schweizer Firmen wieder.
Mehr als die Hälfte der im
Swiss Market Index aufgeliste-
ten 20 Unternehmen und der
 übrigen 32 grössten Unterneh-
men stiegen beim Volk im
 Ansehen, wie das Marktfor-
schungsinstitut GfK am Don-
nerstag mitteilte.
Damit stieg der branchenüber-
greifende Reputationsindex
zum ersten Mal nach vier Jah-
ren wieder. Grund für die
Trend umkehr sind die positi-
ven Konjunkturdaten und das
Konsumentenvertrauen.
2014 überholte die Migros den
letztjährigen Champion
Swatch knapp, weil sie bei der
Nachhaltigkeit besser ab-
schnitt. Die Beliebtheit des De-
tailhändlers und des Uhrenher-
stellers sehen die Marktfor-
scher in deren ausgeprägter
«Swissness».
Auf dem dritten Platz landeten
die Kilchberger Chocolatiers
Lindt & Sprüngli. Das Unter-
nehmen hält diesen Rang seit
2009, weil es als volkswirt-
schaftlich verantwortlich gilt.
Das Sanitärtechnikunterneh-
men Geberit verteidigte den
vierten Platz. | sda
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Totalblockade
wackelt
BRÜSSEL | Die EU signalisiert
Bereitschaft, jene bilatera-
len Dossiers mit der
Schweiz, die nicht mit der
Personenfreizügigkeit zu-
sammenhängen, separat zu
behandeln. Dazu müsse je-
doch zuerst eine Lösung für
Kroatien gefunden werden,
fordert EU-Chefdiplomat
O’Sullivan. «Die Schweiz ist
ein wichtiger Partner für die
EU», sagte O’Sullivan an ei-
nem Anlass des europäi-
schen KMU-Verbandes
«SME Europe». Seit dem Ja
zur Zuwanderungs-Initiative
habe sich jedoch die Be -
ziehung zwischen den bei-
den verkompliziert. Dazu zi-
tierte der EU-Chefdiplomat
den verstorbenen Beatles-
Sänger Lennon: «Das Leben
ist das, was passiert, wäh-
rend du eifrig andere Pläne
schmiedest.» | sda

Schwyz in
Kreditklemme
SCHWYZ | Der Kanton
Schwyz hat das Wachstums-
ziel bei den Steuereinnah-
men erneut verfehlt: In der
Rechnung 2013 klafft ein
Loch von 141 Mio. Franken.
Die Regierung will eiligst das
Finanzhaushaltsgesetz än-
dern, damit sie im laufenden
Jahr nicht 60 Mio. Franken
einsparen muss. Die Ein-
kommens- und Vermögens-
steuern seien ambitiös bud-
getiert worden, so die
Schwyzer Regierung. Die ho-
he Wachstumserwartung
sei nach 2012 auch für 2013
nicht eingetroffen. | sda

Gegen
Randalierer
GENF | Flugzeugbesatzun-
gen müssen sich weltweit
rund 300 Mal pro Woche mit
widerspenstigen oder gar
randalierenden Passagieren
auseinandersetzen – teils
mit hohen Folgekosten. Die
Airlines wollen deshalb
schärfer gegen ungebühr-
lich auftretende Fluggäste
vorgehen dürfen. | sda

«Glarner
Kalberwurst»
BERN | Künftig schützt die
EU die Schweizer Spezialitä-
ten Glarner Kalberwurst
 sowie Werdenberger Sauer-
käse, Liechtensteiner Sauer-
käse und Bloderkäse. Im
 Gegenzug wird die Schweiz
rund 180 neue EU-Bezeich-
nungen schützen. | sda

Ausverkauft
NYON | Die 200000 Tickets
für die 39. Ausgabe des Pa-
léo Festivals in Nyon waren
am Mittwoch in nur sechs
Stunden verkauft. Die Kar-
ten für den Abend vom 23.
Juli mit dem belgisch-ruan-
dischen Rapper Stromae
waren gar in acht Minuten
weg. Der Veranstalter mel-
det einen Rekord. Das dies-
jährige Festival wartet mit ei-
nem breiten Programm auf.
Unter anderen werden Elton
John, Woodkid, The Prodigy,
Vanessa Paradis oder Jack
Johnson auftreten. Das Mu-
sikfest dauert vom 22. bis
27. Juli. | sda


